
MÜNCHEN. Mit gegenseitigen Schuld-
zuweisungen und turbulenten Wort-
gefechten im Landtag haben Regie-
rung und Opposition ihren Streit über
den Verkauf der 32 000 GBW-Woh-
nungen verschärft. Ministerpräsident
Horst Seehofer (CSU) warf seinem He-
rausforderer Christian Ude (SPD) eine
„Entgleisung“ in Ton und Inhalt vor.
Die SPD bezichtigte Finanzminister
Markus Söder (CSU) der Lüge – was
dieser mit einer scharfen Gegenatta-
cke zurückwies.

„Die Art und Weise, wie Sie auftre-
ten, ist eine Schande für dieses Parla-
ment“, sagte Söder an die Adresse des
Parlamentarischen Geschäftsführers
der SPD-Fraktion, Harald Güller. Und
der Minister fügte in ungewöhnlich
scharfer Art und Weise hinzu: „Wer
über anderen ständig Gülle ausschüt-
tet, wird irgendwann selber zum Gül-
ler.“ Güller erinnerte in einer Erklä-
rung daran, dass Söder vor einem Jahr
tatsächlich gesagt hatte, dass der Frei-
staat die GBWder BayernLB nicht kau-
fen dürfe. Wenn die SPD nun kritisie-
re, dass Söder gelogen habe, so sei dies
lediglich eine reine Tatsachenfeststel-
lung. Die Staatsregierung habe die In-
teressen der mehr als 80 000 GBW-
Mieter verraten und verkauft.

Die BayernLB hatte ihre Immobili-
entochter GBW auf Druck der EU ver-

kaufen müssen. Den Zuschlag bekam
am Montag der Wohnungskonzern
Patrizia. Die Opposition kritisiert, dass
sich die Staatsregierung nicht an dem
Bieterverfahren beteiligt hat.

Seehofer rechtfertigte dieses Vorge-
hen erneut. Es sei „eigentlich eine öko-
nomische Logik“, dass der Freistaat
sich nicht an dem Bieterverfahren hät-

te beteiligen können, ohne damit das
Risiko eines neuen EU-Beihilfeverfah-
rens einzugehen. Der Freistaat hätte
nicht mehr als den Buchwert bieten
dürfen. Seehofer, Söder, der Münchner
CSU-Chef und Kultusminister Ludwig
Spaenle gaben Ude die Mitschuld dar-
an, dass ein kommunales Konsortium
unter Führung Münchens nicht zum

Zuge kam. Ude habe eine um 150 Mil-
lionen Euro höhere Beteiligung Mün-
chens verhindert. Seehofer sagte: „Da
wären dann nämlich die Kommunen
ernsthaft im Spiel gewesen.“ Die SPD
konterte, es sei nicht Ude gewesen, der
ein höheres Gebot des Konsortiums
verhindert habe, sondern der Erlanger
CSU-Oberbürgermeister Balleis.

WOHNRAUMWahlkampfma-
növer und Schuldzuweisun-
gen im Landtag: Die SPD be-
schimpft den Finanzminis-
ter als „Lügner“, der kontert
mit ebenso scharfenWorten.
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VON CHRISTOPH TROST, DPA

Söderholt imGBW-Streit verbal aus

Der Verkauf der BayernLB-Immobilientochter GBW erzürnt weiter die Ge-
müter: Finanzminister Söder weist die Verantwortung zurück. Foto: dpa
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SORGE UM MIETERSCHUTZ

➤ Von dem Verkauf der knapp
32 000Wohnungen der GBW-Gruppe,
die etwa 380Mitarbeiter beschäftigt,
sind nach Angaben des StädtetagsMie-
ter inmehr als 100 Städten und Gemein-
den in Bayern betroffen.
➤ Allen voran der GroßraumMünchen
mit mehr als 10 000Wohnungen sowie
Nürnberg und Erlangenmit mehr als
5000Wohnungen. TausendeWohnun-
gen befinden sich auch in Regensburg,
Würzburg und Aschaffenburg.
➤ Ministerpräsident Seehofer undMar-
kus Söder halten einen umfassenden
Mieterschutz für gesichert. „Da werde
ich auch ganz persönlich darauf schau-
en – nicht nur heute, sondern auchmor-
gen“, versprach Seehofer.
➤ SPD und Grüne dagegen warfen der
Staatsregierung vor, die „Sozialcharta“
für die Mieter sei das Papier nicht Wert,
auf dem sie stehe. Die Mieter würden
nicht ausreichend vor Mieterhöhungen
geschützt, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der SPD. Zudem dürf-
ten pro Jahr 1500Wohnungen verkauft
werden. Das Versprechen eines optima-
len Mieterschutzes sei daher reine Au-
genwischerei.
➤ Peter Bauer von den FreienWählern
kritisierte, Schwarz-Gelb habe zulasten
der Mieter Monopoly gespielt. (dpa)

AMBERG. Der Amberger Stadtverwal-
tung und ihrem Chef, Oberbürger-
meister Wolfgang Dandorfer (CSU),
steht Ärger ins Haus. Die Verwaltung
kann nicht erklären, wie es zu mehre-
ren Darlehen und Krediten der Stadt
für die Amberger Bürgerspitalstiftung
gekommen ist. Die ÖDP-Fraktion im
Amberger Stadtrat moniert, dass die
Darlehen am Stadtrat vorbei geneh-
migt wurden. Fraktionschef Klaus
Mrasek hat jetzt die Rechtsaufsicht bei
der Regierung der Oberpfalz einge-
schaltet.

Dickster Brocken in der Reihe der
ungeklärten Darlehen sind 505 000
Euro, die im Dezember 2008 und ein
Jahr später an die Stiftung als „Liquidi-
tätszuschuss für Gehaltszahlungen“
ausgereicht wurden. Kämmerer Franz
Mertel habe das Geld überwiesen, oh-
ne den Stadtrat gefragt zu haben, kriti-
siert die ÖDP und beruft sich auf die
Rechnungsprüfung des Kommunalen
Prüfungsverbands, die das Vorgehen
ebenfalls moniert hatte. Damit habe
die Stadt dem Stiftungsreferenten Ger-
hard Bauer die Vertuschung von Zah-
lungsschwierigkeiten bei den laufen-
denGehältern ermöglicht.

Der Prüfverband hatte laut Mrasek
auch einen Vorschuss der Stadt an die
Stiftung für den Neubau eines Alten-
heims in Höhe von 285 000 Euro kriti-
siert. Auch dafür habe keine Genehmi-
gung durch den Stadtrat vorgelegen.
Auch bei Kassenkrediten der Stadt an
die Stiftung sei der festgelegte Höchst-
betrag um 100 000 Euro überschritten
worden. (fu)

Verwaltung
ging stiften
STREITÖDP: Amberger Stif-
tung kam illegal zu Geld.
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